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Eigenanteile von Pflegebedürftigen in stationären Einrichtungen – Belastung, Folgen 
und Bedarf an staatlicher Unterstützung 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die finanzielle Belastung durch Eigenanteile in der stationären Pflege nimmt für Pflegebedürf-
tige und ihre Angehörigen in Nordrhein-Westfalen seit Jahren spürbar zu. Trotz Reformen auf 
Bundesebene und Zuschüssen zur Begrenzung der Eigenanteile ist die Entwicklung der Kos-
ten weiterhin steigend. 
Laut aktuellen Berechnungen des Verbandes der Ersatzkassen lag der durchschnittliche mo-
natliche Eigenanteil für Pflegebedürftige in NRW im Jahr 2025 bei rund 3.427 Euro (Stand Juli 
2025), was einer Steigerung von 227 Euro oder 7,1 Prozent gegenüber dem Vorjahr entspricht. 
Darin enthalten sind die Kosten für Pflege, Unterkunft, Verpflegung und Investitionen. Der ein-
richtungseinheitliche Eigenanteil allein beträgt dabei durchschnittlich rund 1.782 Euro.1. 
Diese Summe übersteigt in vielen Fällen die Renteneinkünfte der Betroffenen deutlich. Nach 
Angaben des Statistischen Bundesamtes müssen bundesweit rund ein Drittel aller Heimbe-
wohner zusätzlich Leistungen der Hilfe zur Pflege nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB XII) in Anspruch nehmen.2 Für NRW ergibt sich ein vergleichbares Bild: Laut IT.NRW 
beziehen 62.670 Pflegebedürftige in stationären Einrichtungen ergänzende Sozialhilfe (Anteil: 
38 Prozent an allen stationär Gepflegten), Tendenz steigend.3 
Trägerverbände warnen, dass die Eigenanteile insbesondere durch gestiegene Personalkos-
ten, Energiepreise und Investitionsumlagen weiter zunehmen werden. Auch der Bundeszu-
schuss zur Begrenzung des Eigenanteils nach § 43c SGB XI kann diesen Trend bislang nur 
abmildern, nicht stoppen. 
Öffentlich zugängliche Quellen liefern keine vollständigen Aufschlüsselungen nach Pflegegra-
den, Regionen oder detaillierten Zeitreihen sowie keine offiziellen Bewertungen der Landes-
regierung zu Entlastungsmodellen.  
 
 

 
1 https://www.vdek.com/LVen/NRW/Presse/Pressemitteilungen/2025/stationaere-pflege-
nrw.html 
2 https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Sozialhilfe/empfaenger-
hilfe-pflege.html 
3 https://www.it.nrw/nrw-ende-2023-war-mehr-als-jede-dritte-pflegebeduerftige-person-statio-
naerer-dauerpflege-auf-127179 
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Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat die Kleine Anfrage 8212 mit Schreiben 
vom 30. Juli 2026 namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Die Kleine Anfrage 8212 befasst sich mit der Entwicklung der Höhe der Pflegeheimkosten in 
Nordrhein-Westfalen. Dies war auch Gegenstand der Kleinen Anfrage 6984 (LT-Drs. 
18/17388) vom 09.01.2026. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird daher auf die Antwort 
der Landesregierung (LT-Drs. 18/17921) Bezug genommen. Dabei ist insbesondere nochmal 
auf die von der Pflegeselbstverwaltung – ohne Beteiligung des Landes – vereinbarte Kosten-
zuordnung der Kostenbestandteile in den Bereichen pflegebedingte Aufwände (sog. einrich-
tungseinheitliche Eigenanteile, kurz EEE) und Unterkunft und Verpflegung (U&V) hinzuweisen. 
Diese Zuordnung führt in Nordrhein-Westfalen dazu, dass sich überdurchschnittliche Kosten 
im Bereich U&V bei vergleichsweise niedrigen Kosten bei den pflegebedingten EEE ergeben. 
Da die nach Aufenthaltsdauer im Heim gestaffelten Leistungszuschläge nach § 43c Sozialge-
setzbuch Elftes Buch (SGB XI) sich nur auf die pflegebedingten Eigenanteile beziehen, fällt im 
Vergleich die Entlastung entsprechend geringer aus. Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales (MAGS) ist zwar an den Verhandlungen nicht beteiligt, hat aber bereits wieder-
holt gegenüber den Vereinbarungsparteien verdeutlicht, dass diese Thematik im Zuge der ge-
genwärtigen Neuverhandlungen der Rahmenverträge aufzugreifen ist und auch Moderation 
angeboten. Nach derzeitigem Kenntnisstand wurde zwischenzeitlich zur Konfliktlösung der 
Weg vor die Schiedsstelle beschritten. 
 
Es bleibt bei der Einschätzung, dass die unterschiedlichen Kostenzuordnungen in den 16 ver-
schiedenen Ländern auch deutlich machen, dass es hier bundeseinheitlicher Regelungen be-
darf, wie es seitens des MAGS auf Bundesebene bereits eingebracht wurde. 
 
 
1. Wie hoch ist der durchschnittliche monatliche Eigenanteil eines Bewohners in ei-

ner stationären Pflegeeinrichtung in Nordrhein-Westfalen im Jahr 2025?. (Bitte 
aufschlüsseln nach Pflegegraden 2 bis 5 sowie nach Kreisen und kreisfreien Städ-
ten)  

 
2. Wie haben sich die durchschnittlichen Eigenanteile in NRW in den Jahren 2021 bis 

2025 verändert (bitte absolute und prozentuale Werte angeben, inklusive vollstän-
diger Jahresreihen aus Landesdaten)? (Bitte auch auf Lücken in öffentlichen Quel-
len eingehen.)  

 
Die Fragen 1 und 2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
Wie in der Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 6984 (LT-Drs. 18/17921) mit-
geteilt, erhebt die Landesregierung diese Daten nicht selbst. Die Einführung neuer Datener-
hebungen durch das Land ist angesichts damit einhergehender Belastungen der Einrichtun-
gen mit Blick auf das Ziel eines Bürokratieabbaus nicht intendiert. 
Übersichten zur finanziellen Belastung (Eigenanteil) von Pflegebedürftigen in der stationären 
Pflege differenziert nach Bundesländern werden regelmäßig insbesondere vom Verband der 
Ersatzkassen (vdek) unter „https://www.vdek.com/presse/daten.html“ seit dem Jahr 2018 ver-
öffentlicht. Die gegenwärtige Abrechnungssystematik (Pflegegrade statt Pflegestufen, Einrich-
tungseinheitliche Eigenanteile) wurde erst 2017 eingeführt. Anzumerken ist, dass, wenn in den 
Datenbanken der Pflegekassen keine Werte für einzelne Einrichtungen hinterlegt sind, hierfür 
bundeslandspezifische Durchschnittswerte angesetzt werden.  
Nach diesen Daten ist eine Steigerung des Gesamt-Eigenanteils (ohne Ausbildungskosten 
und EEE-Zuschläge nach § 43c SGB XI, da diese erst in den letzten Jahren ausgewiesen bzw. 

https://www.vdek.com/presse/daten.html
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gewährt werden) von Januar 2021 bis Januar 2025 in Nordrhein-Westfalen von 2.460 Euro auf 
3.415 Euro (38,8 Prozent) zu verzeichnen und liegt damit unter der bundesweiten Steige-
rungsrate von 2.068 Euro auf 3.115 Euro (50,6  Prozent). 
 
 
3. Wie viele Pflegebedürftige in stationären Einrichtungen erhielten im letzten ver-

fügbaren Jahr (2024 oder 2025) in NRW Leistungen der Hilfe zur Pflege nach SGB 
XII (bitte absolute Zahl und Anteil an allen stationär Gepflegten angeben, inklusive 
Prognose für 2025)?  

 
Es wird auf die Antwort der Landesregierung auf Frage 3 der Kleinen Anfrage 6984 (LT-Drs. 
18/17921) verwiesen. Die Anzahl stationär Gepflegter liegt für das mit der Frage in Bezug 
genommene letzte verfügbare Jahr (2024) nicht vor.  
 
 
4. Welche Maßnahmen und Programme hat die Landesregierung seit 2022 umgesetzt 

bzw. aufgelegt, um die Eigenanteile von Pflegebedürftigen zu begrenzen oder ab-
zufedern (bitte Bezeichnung, Haushaltsvolumen, Zahl der geförderten Fälle und 
Wirksamkeit an-geben)? (Bitte speziell NRW-eigene Initiativen nennen, ergänzend 
zu bundesrechtlichen Regelungen wie § 43c SGB XI.) 

 
Die Leistungen der Pflegeversicherung sind bundesrechtlich geregelt und können durch das 
Land nicht unmittelbar beeinflusst werden.  
Um die Pflegebedürftigen finanziell zu entlasten, hat Nordrhein-Westfalen von der bundesge-
setzlichen Möglichkeit Gebrauch gemacht, eine landesweite Investitionskostenförderung um-
zusetzen und ist damit neben Schleswig-Holstein eines von zwei Bundesländern, die eine re-
gelhafte Investitionskostenförderung von stationären und ambulanten Pflegeeinrichtungen lan-
desgesetzlich verankert haben.  
Die Investitionskosten von Tages-, Nacht- und Kurzzeitpflegen sowie ambulanten Diensten 
werden zu 100 Prozent über das Alten- und Pflegegesetz Nordrhein-Westfalen (APG NRW) 
gefördert. Auch Steigerungen der Investitionskosten werden im vollen Umfang in Form des 
sogenannten Aufwendungszuschusses über kommunale Mittel finanziert und die Pflegebe-
dürftigen damit finanziell entlastet. 
Die Investitionskosten in der vollstationären Dauerpflege werden in Abhängigkeit von Einkom-
men und Vermögen des Pflegebedürftigen durch das Pflegewohngeld gefördert.  
Das Volumen der Investitionskostenförderung stellt sich im gefragten Zeitraum wie folgt dar, 
die abschließende Auswertung der Daten für das Jahr 2025 liegt dem MAGS voraussichtlich 
im Laufe des 3. Quartals 2026 vor:  

 
  

KA 8212  - Investitionskostenförderung von Pflegeeinrichtungen in NRW

Fälle Fördersumme Fälle Fördersumme Fälle Fördersumme

Ambulante 

Pflegedienste 3.081 89.592.737 €       3.095 89.894.100 €           3.141 89.761.426 €           

Vollstationäre 

Dauerpflege 

(Pflegewohngeld) 87.916 507.660.389 €    87.656 536.372.560 €         89.444 602.262.724 €         

Kurzzeitpflege 

(Aufwendungs-

zuschuss) 37.030.470 €       41.688.418 €           41.060.813 €           

Tagespflege 

(Aufwendungs-

zuschuss) 32.887.181 €       40.749.901 €           47.695.001 €           

667.170.777 €    708.704.979 €         780.779.964 €         

Daten 2025 liegen voraussichtlich im Sommer 2026 vor.

2022 2023

In vielen 

Kreisen u. 

kreisfreien 

Städten 

nicht 

erfasst.

In vielen 

Kreisen u. 

kreisfreien 

Städten 

nicht 

erfasst.

In vielen 

Kreisen u. 

kreisfreien 

Städten 

nicht 

erfasst.

2024



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/20740 

 
 

4 

5. Wie bewertet die Landesregierung die Auswirkungen einer möglichen vollständi-
gen Übernahme der Investitionsumlagen durch das Land bzw. durch die Kommu-
nen auf die Eigenanteile der Pflegebedürftigen (bitte Modellrechnung, Kosten-
schätzung für NRW und interne Analysen angeben)?  

 
Eine vollständige Übernahme der Investitionskostenumlage begünstigt auch Pflegebedürftige, 
die die Investitionskosten aus eigenem Einkommen und Vermögen tragen können, zu Lasten 
der kommunalen Haushalte oder des Landeshaushaltes und damit letztlich der Steuerzahle-
rinnen und Steuerzahler. Zusätzlich führt dies zu einer Ungleichbehandlung der Pflegebedürf-
tigen je nach Wohnform. Pflegebedürftige, die in der eigenen Häuslichkeit gepflegt werden, 
tragen ihre Wohnkosten aus eigenen Mitteln, so lange ihr Einkommen und Vermögen aus-
reicht. Schließlich stellt eine undifferenzierte Übernahme von Investitionskosten keine infra-
strukturelle Maßnahme im Sinne des SGB XI dar. 
 


